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Abrufverfahren für Pass- und Personalausweisbehörden
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Das Land SH hatte im Rahmen der geplanten Novelle zum Personalausweisgesetzes angeregt, ob es den Pass- und Ausweisbehörden nicht ermöglicht werden sollte, Daten aus den Personenstandsregister automatisiert abzurufen. 
Lösung
Das BMI V 2 I wird das Thema mit den Personenstandsreferenten der Länder im Laufe des Jahres 2017 (folgende) besprechen und dies gegebenenfalls in einer 3. Änderung der personenstandsrechtlichen Regelungen berücksichtigen. 
Im EG bestand Einigkeit darüber, dass die für einen automatisierten Abruf erforderlichen Arbeiten an XPersonenstand und XPersonenstandsregister einen Großteil der Gremien-Sitzungszeit eines Jahres erfordern würde. Da es sich um tiefgreifende Änderungen an den Fach- und Registerverfahren handelt, wäre die übliche Vorlaufzeit von 9 Monaten vor Inkrafttreten einer Version von XPersonenstand oder XPersonenstandsregister nicht ausreichend. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im Rahmen der Länderbeteiligung mit Blick auf die geplante Novelle des Personalausweisgesetzes schlug Schleswig-Holstein vor, dass die Personalausweis- und Passbehörden bestimmte Daten automatisiert aus dem Personenstandsregister abrufen dürfen. 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
BMI V II 1 bittet  darum, die Frage eines automatisierten Abrufs aus dem Personenstandsregister durch Personalausweis- und Passbehörden in der EG XPersonenstand am 11./12. Januar 2017 zu erörtern. Dabei wäre auch zu klären, ab wann ein automatisierter Abruf aus dem Personenstandsregister frühestens technisch realisiert werden könnte. 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Schleswig-Holstein	2016-09-13
im Rahmen der Länderbeteiligung mit Blick auf die geplante Novelle des Personalausweisgesetzes schlägt Schleswig-Holstein vor, dass die Personalausweis- und Passbehörden bestimmte Daten automatisiert aus dem Personenstandsregister abrufen dürfen (S. 6 und 14 im beigefügten Entwurf). Könnten Sie bitte hierzu aus Ihrer Sicht kurz Stellung nehmen? Eine kurze Rückmeldung, gerne auch telefonisch, würde vorerst genügen.
Bearbeitet durch: BMI V II 1	2016-09-26
Unter Beteiligung der EG XPersonenstand nahm BMI V II 1 wie folgt Stellung: 
„…“ dem Vorschlag Schleswig-Holsteins zur Ergänzung von § 14 Personalausweisgesetz und § 22 Passgesetz hinsichtlich Einführung eines automatisierten Datenabrufs der Pass- und Personalausweisbehörden aus den Personenstandsregistern stimme ich aus Sicht des Personenstandswesens nicht zu. Maßgeblich hierfür sind - auch nach Diskussion des Vorschlags im Expertengremium für das Datenaustauschformat XPersonenstand - folgende Gründe:
1. Die Personenstandsregister sind bei den Standesämtern erst ab dem Jahr 2009 vollständig elektronisch erfasst. Personenstandseinträge, die vor dieser Zeit angelegt wurden, sind in Papierbüchern beurkundet, so dass automatisierte Zugriffe kein Ergebnis liefern würden. Das automatisierte Abrufverfahren wäre insoweit ineffizient, da der Großteil der Anträge auf Ausstellung von Personalausweisen und Reisepässen vermutlich von erwachsenen Personen gestellt werden, deren Personenstandseinträge vor 2009 angelegt wurden.
2. Ein automatisierter Datenabruf aus den Personenstandsregistern ist in absehbarer Zeit technisch nicht zu realisieren. Die technische Infrastruktur für die elektronische Datenübermittlung im Personenstandswesen ist derzeit noch nicht auf automatisierte Datenabrufverfahren ausgelegt und müsste im Datenaustauschformat XPersonenstand erst modelliert werden. Dabei gestaltet sich der erforderliche synchrone Datenabrufprozesses unter Einsatz eines technischen Benutzers als äußerst komplex, da die elektronische Registerverwaltung bundesweit heterogen ist und die Zulässigkeit des Einsatzes eines technischen Benutzers im Personenstandswesen auch datenschutzrechtlich noch nicht abschließend geklärt ist.  
3. Die in den Personenstandsregistern beurkundeten Daten von Erst- und Folgebeurkundungen werden dem Melderegister gem. §§ 57 bis 60, 63 der Personenstandsverordnung (PStV) ausnahmslos und elektronisch mitgeteilt. Die Schreibweise des Namens einer Person und die Angaben zum Geburtsdatum und Geburtsort im Melderegister, das als Grundlage für die Pass- und Personalausweisregister dient, dürfte deshalb mit dem Personenstandsregister weitgehend identisch sein. In einzelnen Zweifelsfällen kann vom Antragsteller die Vorlage einer aktuellen Personenstandsurkunde gefordert werden. 
Ein automatisierter Datenabruf aus den Personenstandsregistern kann aus den vorgenannten Gründen nicht bereits zum 1. November 2019 erfolgen. Ich bitte deshalb dem Vorschlag Schleswig-Holsteins nicht zu folgen.
Bearbeitet durch: Schleswig-Holstein	2016-12-22
Zu 1) Diese Tatsache ist mir bewusst; mein Kollege aus dem Personenstandsrecht hat mich hierüber informiert, als ich den Vorschlag mit ihm erörtert habe. Er hatte keine Bedenken gegen den Vorschlag. Der Änderungsvorschlag ist deswegen auch perspektivisch ausgelegt und ausdrücklich als Kann-Bestimmung ausgestaltet worden. Der Pass- und Personalausweisbehörde dürfte das Datum der elektronischen Registerführung bekannt sein und sie kann dann selbst feststellen, ob ein Datenabruf sinnvoll ist oder nicht (z.B. im Fall einer Eheschließung vor oder nach 2009). Wenn auf die 100 % der Elektronisierung gewartet werden sollte, lässt man das Potential der bereits elektronisch abrufbaren Daten ungenutzt. Das liefe letztlich auch den Digitalisierungsbestrebungen des IT-Planungsrates zuwider.

Zu 2) Die Modellierung in XPersonenstand muss selbstverständlich ausreichend kalkuliert werden, deswegen hatte ich 11/2019 anvisiert; 2020 wäre auch vorstellbar. Gegenwärtig jedoch gar nichts zu initiieren, würde letztlich bedeuten, dass im Falle einer späteren gesetzlichen Initiative dann seitens des Personenstandswesens die Modellierungsproblemlage erneut vorgebracht werden kann, was zu einer weiteren Verzögerung führen würde.
Die synchrone Datenübermittlung ist im Meldewesen flächendeckend im Einsatz. An diesen Erfahrungen kann das Personenstandswesen partizipieren. Die Frage des Datenschutzes halte ich für nachrangig, da sie auch im Meldewesen bereits hinreichend geklärt wurde.

Zu 3) Dies gilt aber nur für das örtliche Pass- und Personalausweisregister. Im Falle eines Umzuges hat die dann neu zuständige Pass- und Personalausweisbehörde keine Datenübermittlung seitens des Standesamtes erhalten und kann nicht nachvollziehen, ob die Schreibweise z.B. des Namens korrekt ist. Das manuelle Anfordern des Antragstellers beim entsprechenden Standesamt bedeutet einen Zeitverlust, vermeidbare Kosten und letztlich einen Medienbruch im Zeitalter zunehmend gewollter Digitalisierung.

V II 1 sollte m.E. selbst einen Vorschlag unterbreiten, wann XPersonenstand den Abruf realisieren kann. Inwieweit der Abruf dann tatsächlich zum Einsatz kommt, ist grundsätzlich durch den DVDV-Eintrag des Standesamtes ersichtlich, und die Pass- und Personalausweisbehörde kann selbst feststellen, ob ein Abruf sinnvoll ist und im Nichterfolgsfall die Vorlage einer aktuellen Personenstandsurkunde eingefordert werden muss.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-01-11
Das EG bezweifelt auch nach Würdigung der Anmerkungen aus SH die Notwendigkeit des Abrufs aus den Personenstandsregistern, da alle Änderungen auch der zuständigen Meldebehörde über XPersonenstand mitgeteilt werden, bzw. bei einem Umzug die Meldebehörden untereinander die Daten über XMeld austauschen. Bei begründeten Zweifeln an den Daten der Meldebehörde kann im Einzelfall das Standesamt konventionell angefragt werden.
Die vom BMI zu formulierende Antwort soll folgende Inhalte transportieren: 
1. Es bedarf zwingend der Anpassung gesetzlicher Vorschriften um den automatisierten Abruf zu regeln.
2. Es bedarf tiefgreifender technischer und organisatorischer Arbeiten, insbesondere Anpassungen an den Standards XPersonenstand und XPersonenstandsregister. Diese Anpassungen werden mind. Einen Großteil der Sitzungszeit eines Jahres in Anspruch nehmen. Die technische Umsetzung wird nicht in den sonst vorgesehenen 9 Monaten möglich sein.
Insgesamt wird mit einer Umsetzungszeit von 3-4 Jahren gerechnet.
3. Das BMI wird das Thema mit den Personenstandsreferenten im Laufe des Jahres 2017 besprechen.
Unter diesen zeitlichen Rahmenbedingungen ist eine Anpassung des PassG zum jetzigen Zeitpunkt nicht notwendig. Da das PassG regelmäßig Änderungen unterliegt, können die Änderungen problemlos zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
Der CR wird verworfen.
Bearbeitet durch: AG Test	2017-05-10
[bookmark: _GoBack]Das Verwerfen des CRs ist für die AG Test nachvollziehbar.
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